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D er demographische Wandel ge-
hört in Europa zu den Trends, die

das 21. Jahrhundert mit am stärksten
prägen werden. Dabei ist er mehr
Chance als Risiko, weil bisher nicht er-
schlossene Potentiale in Unternehmen
freigesetzt werden. Der Personalent-
wicklung kommt in diesem Zusammen-
hang eine Schlüsselrolle zu. Unterneh-
men, die in ihrem Markt die Qualitäts-
führerschaft anstreben beziehungswei-
se halten wollen, werden dringender
denn je gut ausgebildete Fachkräfte be-
nötigen.

Wer diesen Wettbewerb gewinnen
will, muss als Arbeitgeber interessant
sein. Erfahrungen aus der Praxis zei-
gen, dass eine am Menschen ausgerich-
tete Unternehmenskultur in Verbin-
dung mit einer strategischen Personal-
entwicklung das Ansehen des jeweili-
gen Arbeitgebers steigert. Übertragen
auf die Wohnungswirtschaft, heißt
dies, dass Unternehmen, die den Wan-
del zu einem kundenorientierten
Dienstleister erfolgreich vollziehen
wollen, nicht umhinkommen, die
Handlungsautonomie ihrer Mitarbei-
ter vor Ort zu stärken. Im Umkehr-
schluss heißt das für jeden Einzelnen
aber auch ein höheres Maß an Verant-
wortung.

Damit Mitarbeiter in der Lage sind,
die zunehmend komplexeren Aufga-
ben zu lösen, bedarf es nach einer ro-
busten Grundlagenausbildung einer
praxisbezogenen Zusatzausbildung.
Dem muss das Personalmanagement
eines Unternehmens Rechnung tra-
gen. Mitarbeiter sind nicht nur zu for-
dern, sondern auch zielgerichtet zu för-
dern, um sie für das Unternehmen zu
gewinnen und an das Unternehmen zu
binden. Für die Akademien der Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft lau-
tet deshalb der Auftrag: Bildungsange-
bote sind maßzuschneidern. Hierbei
werden sich diejenigen am Markt be-
haupten, die in einem engen Dialog
mit der Wohnungswirtschaft stehen.
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N utzungsgemischte Konzepte sind
der Alltag für Projektentwickler.

Sie folgen der vor etwa fünf Jahren ein-
geführten Charta von Leipzig. Diese
empfiehlt, Wohnen und Arbeiten sowie
Freizeitaktivitäten wieder stärker zu mi-
schen. Insbesondere im Rahmen von in-
nerstädtischen Projekten wird auf Multi-
funktionalität geachtet. Wohnen und
Arbeiten wird räumlich miteinander
vernetzt, so dass Verkehrsflüsse im Ver-
gleich zu monostrukturierten Quartie-
ren in Randlagen reduziert und Pendler-
ströme vermieden werden. Dass dies
den Städten zugutekommt, dürfte un-
strittig sein.

Was für Projektentwickler seit Jahren
selbstverständlich ist, ist im deutschen
Planungsrecht allerdings noch nicht an-
gekommen. Im Gegenteil: Die gesetzli-
chen Grundlagen behindern teilweise
sogar den modernen nutzungsgemisch-
ten Städtebau. Das Problem besteht dar-
in, dass das Planungsrecht auf der mitt-
lerweile in die Jahre gekommenen Char-
ta von Athen aus den dreißiger Jahren
des vergangenen Jahrhunderts beruht.
Dieses Leitbild setzt bewusst auf eine
Trennung der Nutzungen, so dass der
größte Teil der vorgegebenen Gebiets-
typen im Planungsrecht auf eine einzi-
ge, meist deutlich überwiegende Nut-
zung abzielt: allgemeine Wohngebiete,
Gewerbegebiete oder Industriegebiete
sind hier Beispiele. In der Bebauungs-
planung der öffentlichen Hand stellen
diese Gebietstypen den Rahmen dar, in
dem Investoren und Projektentwickler
agieren dürfen.

Die genannten Gebietstypen lassen
durchaus auch abweichende Nutzungen
von jenen zu, die sie im Namen tragen.
Zudem gibt es weitere Typen wie das so-
genannte besondere Wohngebiet und
das Mischgebiet, die theoretisch unter-
schiedliche Nutzungsarten innerhalb ei-
ner Gebietskategorie aufweisen kön-
nen. In der Praxis gibt es aber Hürden.
Das besondere Mischgebiet, das bei ei-
nem hohen Wohnanteil gleichzeitig
eine Durchmischung mit Dienstleis-
tungsbetrieben und kleineren Gewerbe-
treibenden aufweisen soll, darf nur im
Bestand, nicht aber für Neuentwicklun-

gen angewendet werden. Und das
Mischgebiet, das auf eine Verzahnung
von Wohnen und nicht störender ge-
werblicher Nutzung abzielt, wird von
den genehmigenden Behörden und
auch den planenden Ingenieuren nicht
immer gern gesehen – vor allem, wenn
es um neue Quartiere oder die Entwick-
lung bislang unbebauter Brachflächen
geht.

Mit der anstehenden Novelle des Bau-
gesetzbuchs und der Baunutzungsver-
ordnung böte sich aktuell die Chance,
das Versäumte nachzuholen. Nun ist
das Planungsrecht in den vergangenen
Jahren aber durchaus schon mehrfach
überarbeitet worden. Dabei wurden
wichtige Schritte in die richtige Rich-
tung gemacht: Die Verfahrensdauer
wurde verkürzt, die Stadt der kurzen
Wege – sprich die Innenentwicklung –
wurde gestärkt, und auch Nachhaltig-
keitsüberlegungen sind vermehrt be-
rücksichtigt worden. In Sachen Nut-
zungsmischung allerdings hat es nach
meiner Beobachtung bei allen Fort-
schritten durch die zurückliegenden No-
vellen keinen eindeutigen Kurswechsel
gegeben. Auch bei der anstehenden No-
velle habe ich diesbezüglich nur wenig
Hoffnung.

So hat es zum Beispiel seit Mitte ver-
gangenen Jahres eine Reihe von Exper-
tengesprächen im Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
gegeben, die zur Vorbereitung der No-
velle dienten. Dort wurde empfohlen,
eine mögliche Weiterentwicklung der
Gebietstypologie auf einer „grundlegen-
den und ohne Zeitdruck angelegten
fachlichen Diskussion“ darzustellen –
mit anderen Worten: zu verschieben.
Dabei müsste es auch um die Überprü-
fung der maßgeblichen Leitbilder und
den Schritt von der Charta von Athen
zur Charta von Leipzig gehen. Ich wür-
de noch weiter gehen und sagen: Man
sollte nicht nur überprüfen, sondern
den Schritt auch vollziehen. Hoffent-
lich ist bis dahin das Leitbild der Nut-
zungsmischung nicht selbst schon wie-
der mehrere Dekaden alt und gegebe-
nenfalls überholt.
Der Autor ist Partner bei Ernst & Young Real
Estate in Berlin.

sfu. FRANKFURT, 19. Januar. Als die der-
zeit gültige Energieeinsparverordnung
(EnEV) 2009 in Kraft trat, war die Auffor-
derung an die Eigentümer von Bestands-
gebäuden unmissverständlich: Bis zum
31. Dezember 2011 sollten sie die begeh-
baren obersten Geschossflächen däm-
men, wenn dies noch nicht zuvor gesche-
hen war. Seit drei Wochen ist diese Frist
nun abgelaufen. Doch von hektischen Ak-
tivitäten unter Hauseigentümern, noch
kurz vor Ultimo die Vorschrift zu erfül-
len, war im vergangenen Jahr nichts zu se-
hen und nichts zu hören gewesen.

Dafür hat der Verordnungsgeber in letz-
ter Minute selbst gesorgt. Die für die Aus-
legung der EnEV zuständige Bauminister-
konferenz der Länder schwächte ein hal-
bes Jahr vor Ablauf der Nachrüstpflicht
die Anforderungen deutlich ab. Ihre Fach-
kommission „Bautechnik“ formulierte
plötzlich als Leitsatz: „Die oberste Ge-
schossdecke gilt auch als gedämmt, wenn
sie dem Mindestwärmeschutz nach DIN
entspricht; davon kann bei massiven De-
ckenkonstruktionen, die seit 1969 errich-
tet wurden, und bei Holzbalkendecken al-
ler Baualtersklassen ausgegangen wer-
den.“ Damit war auf einen Schlag ein
Großteil der Gebäude wieder ausgeklam-
mert worden, die eigentlich der Dämm-
pflicht unterlagen.

Mit der Abschwächung der EnEV-Re-
gel wollte die Bauministerkonferenz der
Länder offenbar deutlich machen, dass
sie stärker auf Überzeugung und weniger
auf Zwang setzen will. Zumindest inter-
pretiert die Zulieferindustrie das Vorge-
hen in diesem Sinne. „Spürbar ist, dass
die Gebäudeeigentümer die Nachrüst-
pflichten zum Anlass nehmen, sich inten-
siver mit den Möglichkeiten der Energie-
einsparung ihres Gebäudes zu beschäfti-
gen und sich beraten zu lassen“, sagt
Klaus Franz, Vorsitzender des Gesamtver-
bandes der Dämmstoffindustrie GDI.
„Die Beratung zeigt dann oftmals, dass
die Maßnahme auch ohne Verpflichtung
sinnvoll ist oder sogar überfüllt werden
sollte.“

Die meisten Eigentümer, die weiterhin
der Dämmpflicht für die oberste Ge-
schossfläche unterliegen, ignorieren of-

fenbar die Vorschrift, weil sie derzeit kei-
ne Sanktionen befürchten müssen. Ein
Verstoß gegen die entsprechende Rege-
lung ist in der EnEV nicht als Ordnungs-
widrigkeit aufgeführt. Allerdings will Ge-
rold Happ, Referent für Energie- und Um-
weltrecht beim Eigentümerverband Haus
& Grund, keine grundsätzliche Entwar-
nung geben. So könnte künftig die zustän-
dige Baubehörde einen Hauseigentümer
dazu auffordern, seine gesetzliche Pflicht
zu erfüllen. Bevor dann aber eine Strafe
fällig würde, hätte der Eigentümer erst
einmal die Möglichkeit, die Dämmung
einzubauen und damit Sanktionen zu
vermeiden. „Allerdings bekommt es die
Behörde meistens gar nicht mit, ob eine
oberste Geschossdecke schon gedämmt
ist oder nicht“, sagt Happ. Auslöser für ei-
nen solchen Vorgang dürften deshalb vor
allem Anzeigen von Nachbarn oder un-

zufriedenen Mietern bei der Baubehörde
sein.

Umstritten ist unter Juristen, ob die
ignorierte Pflicht zur Dämmung in ver-
mieteten Mehrfamilienhäusern zu einem
Streit zwischen Mieter und Vermieter
über die Betriebskostenabrechnung füh-
ren kann. Bei der Umlegung von Betriebs-
kosten gilt das Gebot der Wirtschaftlich-
keit. Wenn der Vermieter nun der Anfor-
derung aus der EnEV nicht nachkommt,
könnten die zusätzlichen Kosten, die mit
dem deshalb höheren Energieverbrauch
entstehen, nicht auf den Mieter abwälz-
bar sein, lautet eine Argumentation. Der
Mieter hätte zwar keinen Anspruch auf
Modernisierung, aber ein Abwehrrecht
gegenüber zu hohen Heizkosten. Bei
Haus & Grund geht man aber davon aus,
dass dieses mögliche Problem für Vermie-
ter in der Praxis kaum auftreten dürfte.

sfu. FRANKFURT, 19. Januar. Eine Zen-
tralisierung der Immobilienkompetenz
und die Auslagerung von nicht betriebs-
notwendigen Aktivitäten in diesem Be-
reich gehören zu den Trends im kommuna-
len Immobilienmanagement. In der Praxis
zeigt sich jedoch immer wieder, dass ein
professioneller und effizienter Umgang
mit kommunalen Immobilien in den
Stadt- und Gemeindeverwaltungen noch
in den Kinderschuhen steckt. Das geht aus
einer umfassenden und europaweit ange-
legten Studie hervor, die die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Deloitte Anfang die-
ses Jahres veröffentlicht hat.

„Die Umsetzung einer Immobilienstra-
tegie sowie die operative Verwaltung und
Bewirtschaftung von kommunalen Immo-
bilien stellen die Verantwortlichen vor
allem wegen der unterschiedlichen Zustän-
digkeiten und der daraus resultierenden
Intransparenz vor große Herausforderun-
gen“, nennt Michael Müller, Leiter der
Immobilienabteilung von Deloitte in
Deutschland, eine der wesentlichen Er-
kenntnisse. Konkret sei dieses Problem
zum Beispiel während der Erarbeitung
der Studie sichtbar geworden, als einige
der angefragten Kommunen die erforderli-
chen Daten gar nicht oder in nicht ausrei-
chendem Umfang zur Verfügung stellen
konnten.

Immerhin findet sich unter den positi-
ven Beispielen für ein funktionierendes
kommunales Immobilienmanagement,
die Deloitte in Europa ausgemacht hat,
mit Münster auch eine deutsche Stadt.
„Dort hat man erkannt, dass das stadteige-
ne Immobilienportfolio attraktiv für Inves-

toren und Unternehmen ist“, sagt Müller.
„Die zentrale Immobiliengesellschaft der
Stadt Münster nimmt Steuerungs- und
Kontrollaufgaben wahr und entwirft Nut-
zungsszenarien für die Zukunft.“ In der
Aufstellung des kommunalen Immobilien-
portfolios von Münster machen Bildungs-
einrichtungen mit 176 Millionen Euro fast
die Hälfte des Buchwerts von insgesamt
379 Millionen Euro aus. Mit weitem Ab-
stand folgen Kultureinrichtungen mit 69
Millionen Euro und Sporteinrichtungen
mit 62 Millionen Euro. Für Gebäude, die
die Verwaltung selbst nutzt, ist ein Buch-
wert von 22 Millionen Euro angesetzt.

„Die politischen Mühlen mahlen in Sa-
chen Immobilienmanagement langsam“,
bestätigt Eleonore Pöll die Schwierigkei-
ten im Umbau der Organisationsstruktur.
Seit 20 Jahren ist sie in der strategischen
Immobilienberatung für die öffentliche
Hand tätig, seit fünf Jahren mit ihrer eige-
nen Firma MCEP. Während der Wirt-
schaftskrise vor drei Jahren sei der Druck
in den Kommunen groß gewesen, die in ih-
rem Immobilienbestand schlummernden
Wertschöpfungspotentiale zu heben. In-
zwischen habe das Interesse an dem The-
ma angesichts steigender Steuereinnah-
men aber wieder etwas nachgelassen. Im-
mer wieder komme es bei entsprechenden
Projekten zum Konflikt zwischen den Äm-
tern und der Immobilienseite, hat sie beob-
achtet. Fachliche Aspekte aus öffentlichen
Aufgaben prallen dann auf Aspekte der
wirtschaftlichen Optimierung. „Dabei
zieht eigentlich immer die Immobiliensei-
te den Kürzeren“, sagt Pöll. Für eine Stär-
kung der Immobilienkompetenz sei des-
halb ein Steuerungsmechanismus notwen-
dig, der beide Seiten berücksichtige.
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Hoch hinaus: Die Wärmedämmung spielt in der energetischen Gebäudesanierung eine Schlüsselrolle.  Foto Caro/Hoffmann

Gut gemischt
Von Torsten Haubold

ZUR SACHE Kommunen fehlt der Überblick
Schwierige Zentralisierung des Immobilienmanagements

F.A.Z. FRANKFURT, 19. Januar. Die An-
gebotspreise für bestehende Wohnhäuser
erklimmen in Deutschland immer neue
Höhen. Das zeigt der Immobilienindex
IMX an, der monatlich von der führenden
Internetplattform Immobilienscout 24 er-
hoben wird. Zum Jahresende lag das
Marktbarometer, bezogen auf Bestandsob-
jekte, auf einem Höchststand von 102,3
Punkten. Der Index hat sich damit seit
dem Tief im September 2009 mit 96,2
Punkten deutlich erholt. „Im Bestand
scheinen die Anbieter ihre Preisforderun-
gen immer besser durchsetzen zu kön-
nen“, kommentierte Michael Kiefer, Lei-
ter Immobilienbewertung und Immobi-
lienmarktforschung bei Immobilienscout,
die jüngste Entwicklung. Für neu gebaute
Wohnhäuser zeigt der IMX dagegen eine
Stagnation an. Zum Jahresende lag der In-
dex auf einem Stand von 107,4 Punkten,
nach 107,6 Punkten drei Monate zuvor.
Kiefer führt dies auf den seit fünf Jahren
nahezu kontinuierlichen Anstieg der An-
gebotspreise zurück. Dies werde derzeit
teilweise korrigiert.

F.A.Z. FRANKFURT, 19. Januar. Bei ein-
zelnen Anbietern von offenen Immobi-
lienfonds reift die Erkenntnis, dass selbst
bei einem Überleben der aktuellen Krise
die einstige Bedeutung unrettbar verloren
ist. „Der Markt für klassische offene Im-
mobilienfonds hat seinen Zenit über-
schritten“, sagte Barbara Knoflach, Vor-
standsvorsitzende der SEB Asset Manage-
ment AG, auf der jüngsten Jahrestagung
des Bundesverbandes der Immobilien-In-
vestment-Sachverständigen (BIIS) in
Frankfurt. Zwar würde diese Geldanlage-
form in Deutschland immer ihren Platz
haben. Man dürfe aber auch nicht die Fak-
ten aus den Augen verlieren. Derzeit ist
knapp ein Drittel des Marktvolumens ent-
weder eingefroren und damit dem Zugriff
der Anleger entzogen oder befindet sich
schon in Abwicklung. Zu den „geschlosse-
nen“ Fonds gehört auch der Immoinvest
aus dem Hause SEB mit einem Volumen
von 6,3 Milliarden Euro. Bis Anfang Mai
muss die Wiederöffnung gelingen. An-
sonsten geht dieses Marktschwergewicht
ebenfalls in die Abwicklung.

Fordern
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Eingeschränkter Dämmzwang
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Ernüchterung unter
Immobilienfonds

Seit Jahresbeginn
müssen die obersten
Geschossdecken
gedämmt sein. Das
schreibt die Energie-
einsparverordnung vor.
Eigentümer, die sich
nicht daran halten,
haben derzeit wenig zu
befürchten.
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Immobilieninvestment in Kanada 
ab 18.800 Euro*

Die Finanz- und Euro-Krise sowie die Unsicherheiten euro-
päischer Anlageoptionen sind gute Gründe, jetzt bei Inves-
titionsplanungen über Alternativen nachzudenken. Kanada 
verfügt über eines der stabilsten Wirtschaftssysteme und 
bietet besonders bei der Investition in Sachwerte hohe Sicher-
heit und außerordentliche Renditen.

Die Provinz Nova Scotia ist für Investoren und Immobi-
lienbesitzer gleichermaßen interessant. Die Grundstücks- 
und Hauspreise steigen seit Jahren stetig. Diese Tendenz wird 
aktuell durch einen Werftenauftrag von über 28 Milliarden 
CAD weiter beflügelt: in den nächsten 15 Jahren werden tau-
sende neue Arbeitsplätze entstehen, was einen hohen Bedarf 
an zusätzlichem Wohnraum nach sich zieht.

Der Forest Lakes Country Club – ein Luxus- und Lifestyle- 
Resort der Spitzenklasse – bietet die seltene Gelegenheit, sich 
zu einem frühen Zeitpunkt Landanteile innerhalb des Resorts 
zu sichern – und das bereits ab einer Größe von 0,25 Acres 
(1.012 m²) zum Preis von 18.800 Euro*. Ihre Entscheidung, 

ob Sie eine Auszahlung der Investition mit einer überdurch-
schnittlichen, vertraglich festgeschriebenen Wertsteigerung 
oder ein Grundstück innerhalb des Resorts wählen, treffen 
Sie erst nach erfolgter Parzellierung (Anfang 2013 erwartet).

Mehr als die Hälfte des Grundstücksvolumens verbleibt im 
Besitz des Projektentwicklers, der bereits seit 25 Jahren 
er folgreich in der Entwicklung von Resorts und Hotelanlagen 
tätig ist. Und das ist nur eine von vielfältigen Sicherheiten. 
Über 80 % der für Investoren zur Verfügung stehenden 
Fläche wurde bereits verkauft. Zusätzlich wurde Anfang 
August 2011 – bereits fünf Monate vor dem geplanten Zeit-
punkt – der Masterplan von den Behörden genehmigt und 
damit unwiderruflich die Baugenehmigung erteilt.

Rufen Sie uns an: wir beraten Sie gern persönlich und über-
senden Ihnen umfangreiche Informationen.

*  Stand 17. Januar 2012. Kaufpreis in Euro abhängig vom 
jeweiligen Wechselkurs.

Wie kann die Wohnungs-
wirtschaft den Wettbewerb
um Fachkräfte gewinnen?


